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(Bitte bei Antwort angeben)

ä* vVG Limbach-Fahrenbach; Änderung der 1. Fortschreibung des
Flächennutzungsplans zum Bebauungsplan „Solarpark Stöcklesgewann“
in Limbach; Behördenbeteiligung gern. § 4 I BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Beteiligung als Träger öffentlicher Belange am o. g. Verfahren mit
Schreiben vom 20.02.2023. In unserer Funktion als höhere Raumordnungsbehörde
nahmen nehmen wir folgendermaßen Stellung:

Mit der vorliegenden Planung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur
Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage auf der Gemarkung des Limbacher
Ortsteils Balsbach geschaffen werden. Die Errichtung der Anlage ist auf einer Fläche
angedacht, welche derzeit für die Anpflanzung von Weihnachtsbaumkulturen genutzt
wird. Im gültigen Flächennutzungsplan (FNP) der vVG Limbach-Fahrenbach ist die
Fläche als Landwirtschaftsfläche dargestellt, die Darstellung einer Sonderbaufläche
mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ ist vorgesehen. Das Plangebiet umfasst ei-
ne Fläche von ca. 3,5 ha.
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Übereinstimmung mit raumordnerischen Vorgaben zur Energieversorgung

Das geplante Vorhaben entspricht einer wesentlichen Zielsetzung des Landesent-
wicklungsplans 2002 Baden-Württemberg, wonach auf eine verstärkte Nutzung rege-
nerativer Energien hingewirkt werden soll (PS 4.2.2 Z). Auch auf Ebene des Einheitli-
chen Regionalplans Rhein-Neckar (ERP) wird die Forcierung einer umweit- und kli-
maverträglichen Energieversorgung ausdrücklich unterstützt. Gern. PS 3. 2. 1.1 G ERP
soll eine Vollversorgung mit erneuerbaren Energien angestrebt werden, soweit mög-
lich aus regionalen Quellen. Entsprechend ist deren Ausbau gern. PS 3.2.3. 1 G ERP
voranzutreiben.

Bei der Errichtung von Freiflächenanlagen sollen gern. PS 3. 2. 4.2 G ERP Standorte
bevorzugt werden, von denen keine gravierenden Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes ausgehen, die Vorbelastungen aufweisen, eine geringe ökologische
Wertigkeit haben und keine regionalplanerischen Konflikte auslösen. Vorrangig sollen
bei Freiflächenanlagen bereits versiegelte Flächen, gewerbliche und militärische Kon-
versionsflächen sowie Deponien genutzt werden.

Dieser regionalplanerische Grundsatz wird vom vorliegend geplanten Vorhaben nicht
eingehalten. Nachdem sich das Vorhabengebiet jedoch vollständig innerhalb eines
landwirtschaftlich benachteiligten Gebiets gern. Einstufung der Landesanstalt für
Landwirtschaft, Ernährung und Ländlicher Raum (LEL) befindet, stehen die besagten
regionalplanerischen Leitlinien einer Anlagenrealisierung vordem Hintergrund der
baden-württembergischen Freiflächenöffnungsverordnung jedoch nicht entgegen,
auch wenn die Fläche im Energieatlas Baden-Württemberg nicht als geeignet für Frei-
flächen-Photovoltaik eingestuft wird.

Übereinstimmung mit raumordnerischen Vorgaben zum Freiraumschutz

In der Raumnutzungskarte des ERP befindet sich das Plangebiet innerhalb eines
Regionalen Grünzuqs sowie innerhalb eines Vorbehaltsqebiets für den Grundwasser-
schutz. Die sich ergebende Konstellation wird folgendermaßen bewertet:

- Gern. PS 2.1.1 Z ERP dienen Regionale Grünzüge als großräumiges Frei-
raumsystem dem langfristigen Schutz und der Entwicklung des Naturhaushal-
tes und der Kulturlandschaft. Sie sichern die Freiraumfunktionen Boden, Was-
ser, Klima, Arten- und Biotopschutz sowie die landschaftsgebundene Erholung.
Nach PS 2.1 .3 Z ERP darf in ihnen nicht gesiedelt werden. Technische Infra-
strukturen hingegen sind zulässig, soweit sie die Funktion der Grünzüge nicht
beeinträchtigen, im überwiegenden öffentlichen Interesse notwendig sind oder
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aufgrund besonderer Standortanforderungen nur außerhalb des Siedlungsbe-
standes errichtet werden können.

Freiflächen-Photovoltaikanlagen werten wir als technische Infrastruktur, die nur
außerhalb des Siedlungsbestands errichtet werden können. Auch ist nicht von
einer wesentlichen Beeinträchtigung der Funktion des Regionalen Grünzugs
auszugehen, da die geplante Anlage nur einen kleineren Teilbereich dessen
einnehmen wird. Vielmehr ist zu erwarten, dass sich bei der Errichtung der PV-
Freiflächenanlagen die Freiraumfunktionen Boden, Wasser, Klima sowie Arten-
und Biotopschutz des Regionalen Grünzuges gegenüber der bisherigen Nut-
zung tendenziell verbessern. Zudem besteht im Sinne der Energiewende ein
hohes öffentliches Interesse am Ausbau der erneuerbaren Energien.

Im Ergebnis betrachten wir die Voraussetzungen für die Errichtung innerhalb
eines Regionalen Grünzugs aus PS 2.1 .3 Z ERP als erfüllt. Die Bewertung
durch die höhere Raumordnungsbehörde sollte in der Planbegründung (Aus-
führungen zum Regionalplan auf S. 4) entsprechend ergänzt werden.

Nach der Begründung zum Plansatz 2.1 .3 ERP sind Einrichtungen der techni-
schen Infrastruktur, insbesondere Anlagen zur Gewinnung regenerativer Ener-
gien, so auszuführen, dass die Funktionsfähigkeit des Grünzuges erhalten
bleibt. Dies sollte im Rahmen des weiteren Planungsprozesses insbesondere
auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung berücksichtigt werden.

- In Vorbehaltsgebieten für den Grundwasserschutz sollen gern. PS 2.2. 3. 3
G ERP die Belange des Grundwasserschutzes bei der Abwägung mit Nutzun-
gen, von denen gefährdende Wirkungen auf das Grundwasser ausgehen kön-
nen, besonders berücksichtigt werden. Nach unserer Auffassung steht dieser
Grundsatz der Raumordnung der Planung ebenfalls nicht entgegen, da die
Versickerungsrate aufgrund der geringen Versiegelung nicht beeinträchtigt
wird. Durch den Wegfall des Einsatzes von Düngemitteln und Pestiziden ist im
Vergleich zu intensiver landwirtschaftlicher Nutzung tendenziell eine Verbesse-
rung zu erwarten. In Bereichen, in denen wassergefährdende Stoffe zum Ein-
satz kommen sind Bodenwannen zum Schutz des Grundwassers einzusetzen.

Im Ergebnis stehen der Planung keine Belange der Raumordnung entgegen.

Mit freundlichen Grüßen














